
Die Tage sind wieder 
wärmer und mit der 
Zeitumstellung sind 
auch die Abende wie-
der länger hell. 

Jülich . Da laden auch die Gast-
stätten in der Jülicher Innenstadt 
wieder dazu ein, den Tag nach Fei-
erabend bei einem kühlen oder 
warmen Getränk im Außenberei-
chen ausklingen zu lassen. Jetzt, 
nach Feierabend, wenn man Zeit 
hat, wäre es auch ideal, wenn man 
auf dem Wochenmarkt noch Obst 
und Gemüse für den nächsten Tag 
einkaufen könnte, dabei eine Klei-
nigkeit essen und ein Glas Wein 
oder Bier genießen und auch noch 
etwas länger in den Geschäften 
einkaufen könnte. 

Diese Vorstellung ist keine Fan-
tasie, sondern wäre schnell und 
einfach umzusetzen. Der reguläre 
Wochenmarkt müsste nur entweder 
am Dienstag oder am Donnerstag 
nicht vormittags, sondern unter dem 
Namen „Feierabendmarkt“ spät-

nachmittags bis abends stattfinden. 
Dahinter verbirgt sich die Idee, den 
Wochenmarkt auch unter der Wo-
che zu einem Zeitpunkt stattfinden 
zu lassen, an dem der Großteil der 
Bevölkerung nicht mehr arbeiten 
muss und somit, wie am Samstag, 
Zeit zum Einkaufen hat. Unter dem 
Namen „Feierabendmarkt“ wäre es 
auch möglich, wie von einigen An-
bietern gewünscht, alkoholische 
Getränke auszuschenken. 

Wesentliche Hürden zur Einfüh-
rung eines solchen Marktes beste-
hen nicht. Die Markthändler müss-
ten es nur wollen. Im Ruhrgebiet 
ist der Feierabendmarkt in einigen 
Städten bereits erfolgreich einge-
führt worden. In unserer Region 
gibt es ein solches Angebot bisher 
jedoch noch nicht. Jülich könnte 
sich damit also ein so genanntes 
Alleinstellungsmerkmal schaffen. 
Meinungsäußerungen aus der Be-
völkerung und auch von Jülicher 
Geschäftsleuten sind bisher nur po-
sitiv. Man verspricht sich hier eine 
deutliche Belebung der Innenstadt 
auch unter der Woche und nicht 

nur am Samstag. Auch die Grünen 
stehen einem solchen Projekt sehr 
positiv gegenüber und befürworten 
zumindest einen Probebetrieb wäh-
ren der diesjährigen Sommerzeit. 
Danach sollte gemeinsam mit den 
Markthändlern und den Geschäfts-
leuten entschieden werden, ob der 
Feierabendmarkt dauerhaft fortge-
setzt wird. Ein solcher Markt würde 
auch den geänderten Lebensum-
ständen vieler Familien Rechnung 
tragen und bei doppelter Berufs-
tätigkeit ein etwas entspannteres 
Einkaufen ermöglichen. 

Das Thema wurde auch bereits 
in den politischen Gremien beraten. 
Anlass war ein Antrag der SPD, auf 
dem Wochenmarkt einen Alkoho-
lausschank zu genehmigen. Diese 
Genehmigung kann nach Auskunft 
der Verwaltung aus gewerberecht-
lichen Gründen für einen Wochen-
markt nicht erteilt werden. Unter 
dem Namen Feierabendmarkt stün-
de dem jedoch nichts entgegen.

LB

Frühling in Jülich: Es ist Zeit 
für den Feierabendmarkt
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Die ersten 
Wartehallen 
stehen - „schon“

Was lange währt, wird - 
hoffentlich - gut.

Jülich . Vor dem Neuen Rathaus 
auf der Großen Rurstraße stehen 
nun die ersten neuen Wartehallen 
- zur großen Freude der Fahrgäs-
te. Sie sind das erste Ergebnis der 
Bewilligung eines Förderantrags, 
den die Grünen schon im Juli 2009 
beantragt hatten. „Der Rat der Stadt 
Jülich beauftragt die Verwaltung, 
ein Konzept zur Erneuerung der 
Wartehallen zu erstellen und ei-
nen entsprechenden Förderantrag 
zu stellen“ - so lautete der Antrag, 
der eine Förderung in Höhe von 
80% der Kosten einbringen soll-
te. Dann kam das große Warten. In 
den darauffolgenden Jahren wurde 
mehrfach der Sachstand nachge-
fragt. Jetzt - 2016 - wurden die ers-
ten Erneuerungen umgesetzt. Für 
die weiteren Wartehallen wartet 
man aber immer noch auf eine Zu-
schusszusage und somit wird sich 
das Thema Wartehallenerneuerung 
auch noch über längere Zeit hinzie-
hen. Sieben Jahre hat es gedauert, 
bis die Unterstände an den ersten 
drei Haltepunkten „Neues Rathaus“, 
„Krankenhaus“, und - erstmalig - „So-
lar Campus“  erneuert werden konn-
ten. Insgesamt beläuft sich der För-
derantrag auf 131 Wartehallen. Die 
Förderung der verbleibenden 125 
Bushäuschen ist nicht gesichert. 
Die Bewilligung des Zuschusses da-
tiert aus dem Jahr 2014 und sollte 
in 4 Baustufen ausgeführt werden. 
Es bleibt zu hoffen, dass nicht jede 
Baustufe weitere sieben Jahre in 
Anspruch nimmt. Ein Anfang ist ge-
macht, für die weitere Realisierung 
brauch es viel Hartnäckigkeit und 
einen langen Atem.

JL
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Rücktritt eines  
Polizeipräsidenten, 
Sondersendungen  
im Fernsehen oder  
Forderungen nach  
Verschärfung des  
Sexualstrafrechts? 
Fehlanzeige!

Jülich . „Allein der kurze Weg zur 
Toilette ist der reinste Spießruten-
lauf. Drei Umarmungen von wild-
fremden, besoffenen Männern, zwei 
Klapse auf den Hintern, ein hochge-
hobener Dirndlrock ... sind die Bi-
lanz von dreißig Metern“. Dieses Zi-
tat stammt nicht aus einem Bericht 
über die Silvesternacht 2015/2016 
in Köln, sondern aus einem Bericht 
der Süddeutschen Zeitung vom 29. 
September 2011 über das Mün-
chener Oktoberfest. Weiter heißt 
es, „... wer sich nicht selbst hilft, 
ist verloren ... Security und Polizei 
greifen nur ein, wenn einer ausras-
tet ... Der Griff an die Pobacke als 

Kommunaler Klimaschutz - 
Die Energieversorgung der Zukunft
Ziel der Bundesregie-
rung ist es, bis zum Jahr 
2050 die Treibhaus- 
gasemissionen um bis  
zu 95 %, bezogen auf 
das Referenzjahr 1990,  
zu reduzieren. 

Jülich . Dies gelingt nach heutigem 
Stand der Technik nur mit regene-
rativen (erneuerbaren) Energie-
quellen und einer massiv gestei-
gerten Energieeffizienz. Meist wird 
heutzutage das Augenmerk nur auf 
den Umbau der Stromversorgung 
gelegt. Der weit größere Teil der 
Treibhausgasemissionen entsteht 
jedoch in den Bereichen Verkehr 

und Wärmeversorgung. Um das 
Einsparziel zu erreichen, muss in 
Zukunft weitestgehend auf Brenn- 
und Kraftstoffe verzichtet werden. 

Der Hauptenergieträger wird 
Strom sein. Anders als heute wird 
es in Zukunft deutlich weniger zen-
trale Stromerzeugungsanlagen ge-
ben. Dezentrale, oftmals in privater 
Hand befindliche Anlagen werden 
die deutsche Energieversorgung 
prägen. Insbesondere Kommunen 
und Stadtwerke sind in der Verant-
wortung, damit die Klimaschutz-
ziele erreicht werden können. In 
folgenden Punkten können Kom-
munen beim Ausbau der regenera-
tiven Anlagen mitwirken und eine 
effiziente Energieversorgung inner-
halb ihrer Grenzen sicherstellen:

Ein Nein muss reichen!
Grund? Da gäbe es ja viel zu tun.“ 
Konsequenzen? Rücktritt eines Po-
lizeipräsidenten, Sondersendungen 
im Fernsehen oder Forderungen 
nach Verschärfung des Sexualstraf-
rechts? Fehlanzeige! 

Dieses Beispiel zeigt zum einen, 
wie verbreitet sexuelle Übergrif-
fe und Gewalt gegen Frauen auch 
in unserer Gesellschaft sind, und 
zum anderen, dass sexuelle Gewalt 
gegen Frauen oft nur dann zum 
Thema gemacht wird, wenn es da-
rum geht, ganz andere Interessen 
durchzusetzen. Im aktuellen Fall 
eben, Stimmung gegen Flüchtlinge 
zu machen. Sexuelle Gewalt gegen 
Frauen ist aber eben kein Problem 
bestimmter Flüchtlingsgruppen 
oder sogar eines bestimmten Kul-
turkreises. Sie ist in unserer Gesell-
schaft genauso gegenwärtig wie 
überall auf der Welt. Angesichts 
von Karnevalsfeiern, Schützen- und 
Maifesten mit reichlich Alkoholkon-
sum ist auch kaum anzunehmen, 
dass das Thema in Jülich keine Rol-
le spielt. Übergriffe werden oft nur 

nicht zur Anzeige gebracht, weil sie 
eben den Nachbarn, den Bekannten 
aus dem Sportverein oder andere 
nahestehende Personen betreffen 
würden und weil sie sowieso nicht 
als verwerflich oder gar strafwürdig 
angesehen werden. Das muss sich 
ändern. 

Auch wenn Forderungen 
nach Strafrechtsverschärfun-
gen von den Grünen in der 

Regel eher skeptisch  
gesehen werden, muss an 

dieser Stelle dringend eine 
Änderung erfolgen 

Es darf nicht sein, dass jeder Ta-
schendieb strafrechtlich belangt 
werden kann, sobald er von seinem 
Opfer ein „Nein!“ hört, dies jedoch 
bei sexuellen Übergriffen nicht 
ausreicht, sondern sich das Opfer 
hier körperlich wehren muss. Ein 
„Nein!“ muss reichen.

MB

•	 Kontrollierter Ausbau von
	 Photovoltaikanlagen zur 
	 Entlastung der Stromnetze

•	 Ausweisung von Nutzungs-
	 flächen für Windkraftanlagen

•	 Anbieten von Alternativen 
	 zur objektgebundenen 
	 Wärmeversorgung, vor 
	 allem in Neubaugebieten 
	 (z.B. Wärmenetze)

•	 Ausbau von ÖPNV und
	 Radwegen zur Reduzierung 
	 des motorisierten 
	 Individualverkehrs

Da ein Großteil der Maßnahmen 
ohne finanzielle Unterstützung 
durchgeführt werden kann und sich 
auf Dauer als günstiger erweisen 
als die aktuelle Energieversorgung, 
liegen die Vorteile auf der Hand. 
Bei allen Punkten ist es wichtig, die 
Bürger mit in die Entscheidungs-
findung einzubinden. Dies fördert 
nachhaltig die Akzeptanz von Vor-
haben und begünstigt den Ent-
scheidungsprozess positiv. 

Eine langfristige Strategie si-
chert die zukünftige Attraktivität 
der Kommunen und verhilft gleich-
zeitig den bundesdeutschen Klima-
schutzzielen zu ihrem Erfolg. 

SbS
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Brauchen wir dafür 
wirklich einen eigenen 
Container und lohnt 
sich das überhaupt?

Jülich . Seit kurzem findet man 
auch in Jülich Sammelcontainer für 
Elektroschrott und Altmetall. Aber 
brauchen wir dafür wirklich einen 
eigenen Container und lohnt sich 
das überhaupt? 

Das Thema Elektroschrott ist, 
wie so vieles, ein zweischneidiges 
Schwert. Deutschland ist innerhalb 
der Europäischen Union der größte 
Elektroschrottproduzent. Zusam-
men mit Großbritannien, Italien 
und Frankreich produzieren wir fast 
zwei Drittel des gesamten Europä-
ischen Elektroschrotts. Auch pro 
Kopf liegt Deutschland mit über 
22kg in der oberen Hälfte der EU- 
Staaten. Davon werden jedoch we-
niger als 9kg pro Kopf gesammelt 
und wiederverwertet. Dabei ist das 
Recycling aufgrund des hohen An-
teils an seltenen Erd- und Edelme-
tallen eigentlich sehr rentabel. 

Ziel einer EU-Richtlinie ist es, die  
Recyclingquote bis 2019 europa-
weit auf 65% zu erhöhen. Seit Ende 
Oktober 2015 müssen daher auch 
in Deutschland Händler mit einer 
Verkaufsfläche von über 400 Qua-

dratmetern gebrauchte Elektroge-
räte kostenlos zurücknehmen. Für 
alle anderen gibt es neben den bis-
herigen städtischen Sammelstellen 
ab sofort auch die neuen Sammel-
container. Damit ist das Problem 
aber leider nicht gelöst. Schon die 
Frage „Was ist eigentlich Elektro-
schrott?“ ist kaum eindeutig zu be-
antworten. Viele Geräte, die bei uns 
weggeworfen werden, sind noch 
voll funktionsfähig. Sie sind aber 
einfach nicht mehr modern. Das 
trifft zum Beispiel besonders auf 
Handys zu. Viele defekte Geräte lie-
ßen sich oft mit einfachen Mitteln 
reparieren. Aufgrund unserer ho-
hen Lohnkosten ist das hier jedoch 
unrentabel. Solche Geräte sind für 
die Menschen in Ländern im är-
meren Teil der Welt aber durchaus 
noch interessant. Zum einen, weil 
sie sich die topaktuellen Neuge-
räte gar nicht leisten können, und 
zum anderen, weil eine Reparatur 
von defekten Geräten bei den oft 
niedrigen Lohnkosten dort durch-
aus rentabel ist. Das heißt, ein Teil 
unseres Elektro“schrotts“ ist für die 
Menschen in diesen Ländern gar 
kein Schrott. 

Viele funktionsfähige Altgerä-
te werden daher auch ganz legal 
exportiert. Aber auch diese Geräte 
erreichen irgendwann das Ende 

Sammelcontainer 
für Elektroschrott

LED Beleuchtung

ihrer Lebensdauer und werden 
dann natürlich nicht zurück nach 
Deutschland geschickt, sondern 
landen dann doch auf den Müll-
deponien der Entwicklungs- und 
Schwellenländer. Dort werden sie 
dann unter extrem gesundheits-
schädlichen Bedingungen, oft von 
Kindern, „recycelt“. Die Behauptung, 
der Export von Altgeräten sei eine 
Art Entwicklungshilfe, ist daher 
zwar nicht ganz falsch, aber solan-
ge wir uns am Ende nicht um das 
Müllproblem kümmern, eben auch 
nicht ganz richtig. 

Letztendlich haben wir  
damit unser Müllproblem 

eben doch exportiert 

Durch diese Investition 
können jährliche  
Energiekosten in Höhe 
von etwa 80.000 Euro 
eingespart werden.

Jülich . Mit über 900.000 Euro wer-
den in Jülich die Straßenlaternen 
auf energiesparende LED Beleuch-
tung umgerüstet. Das Geld stammt 
aus Sondermitteln des Landes NRW 
zur Städtebauförderung. Es reicht 
allerdings zunächst nur für etwa 
ein Drittel aller Straßenlaternen. 
Vorrangig werden daher zunächst 
die alten Quecksilberdampflampen 

entfernt, da diese besonders um-
weltschädlich sind. 

Durch diese Investition können 
jährliche Energiekosten in Höhe 
von etwa 80.000 Euro eingespart 
werden. Diese Maßnahme ist aus 
Sicht der Grünen sehr zu begrüßen, 
weil sie nachhaltig den städtischen 
Haushalt entlastet und zu weniger 
Stromverbrauch führt. 

Im Forschungszentrum ist eine 
LED-Straßenbeleuchtung bereits 
flächendeckend installiert. Sie ver-
mittelt zumindest subjektiv eine 
deutlich hellere Beleuchtung. Man 
darf also hoffen, dass Jülich in Zu-
kunft noch heller strahlt.

JL

INEFFIZIENTE BELEUCHTUNG
Der Hauptteil der Lichtverschmutzung wird durch ineffiziente oder falsch 

ausgerichtete Leuchtmittel in Straßenlaternen verursacht.
The main part of light pollution is caused by inefficient or wrongly angled bulbs in street-

Eine Einheit entspricht 1 %

30 %

50 %

19 %

der Beleuchtung 
wird durch Straßen-
beleuchtung genutzt.

des weltweiten Energie-
verbrauches werden für 
Beleuchtung verbraucht.

davon werden noch mit 
veralteten Quecksilber-
dampflampen betrieben.

LICHTAUSBEUTE BEI LEUCHTMITTELN
Prozentualer Vergleich der vier Hauptleuchtmittel in Straßenlater-

nen
in Bezug auf ihre Lichtausbeute (gemessen in Lumen pro Watt).

Comparison of the four main illuminants in streetlights related to 

LED vs. QSDL
Effektivitätsduell eines modernen 

und eines veralteten Leuchtmittels.
Efficiency of a modern versus an 

outdated source of light.

Energieverbrauch, gemessen in Watt
Lichtausbeute

20 W 
LED

50 W 
Quecksilber-
dampflampe

Daneben wird aber auch tatsächli-
cher Schrott illegal als funktions-
fähig deklariert und zusammen 
mit den Altgeräten exportiert. 
Der Export von Elektroschrott ist 
jedoch verboten. Die Sortierung 
nach funktionsfähig, reparabel und 
Schrott geschieht dann erst in den 
Entwicklungsländern, weil das dort 
viel billiger ist. 

Einen Königsweg zur Lösung 
dieses Problems wird es wohl 
nicht geben. Nur eines lässt sich 
mit Sicherheit sagen: In die graue 
Mülltonne und damit in die Müll-
verbrennungsanlage gehört der 
Elektroschrott auf keinen Fall. Die 
neuen Container und die städti-
schen Sammelstellen sind daher 
auf jeden Fall der bessere Weg.  

LB

Infografik: Daniel Grasmeier - aus der Arbeit „Viel Licht – Viel Schatten“
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Wenn einem das Grundwasser bis 
zum Hals steht

Gudrun Zentis; Mitglied des Landtags NRW
Foto: privat

Auswirkungen der 
Grundwasserhaltung 
im Rheinischen 
Braunkohlenrevier

Region . Die möglichen langfristi-
gen Bergschäden sowie die Ewig-
keitslasten nach Beendigung des 
Bergbaus, zum Beispiel durch den 
Wiederanstieg des Grundwassers, 
werden bisher deutlich zu wenig 
in den Blick genommen. Um diese 
langfristigen Folgen der Braunkoh-
leförderung näher untersuchen zu 
lassen, hat die Grüne Landtagsfrak-
tion NRW den Diplom-Geologen 
und Geochemiker Dr. Ralf Krupp 
aus Burgdorf um eine gutachterli-
che Stellungnahme gebeten, die im 
letzten Jahr in Düsseldorf vorge-
stellt wurde.

Während bei der Steinkohle die 
Ermittlung der Ewigkeitslasten und 
die Kostenträgerschaft durch die 
RAG-Stiftung erfolgt, gibt es bei der 
Braunkohle bisher nur die Annah-
me, dass keine Ewigkeitslasten an-
fallen werden bzw. dass diese von 
den betroffenen Bürgerinnen und 

Bürgern oder der Allgemeinheit 
zu tragen sind.

Anders als bisher öffentlich dar-
gestellt, kommt es in der Braun-
kohle zu Ewigkeitslasten, die im 
Gutachten dargestellt wurden. 
Die Entnahme von Grundwasser 
für den Bergbau führt zu großflä-
chigen Absenkungen der Erdober-
fläche. In der Erftaue am Tagebau 
Hambach muss auf ewig Grund-
wasser abgepumpt werden. Nur 
so kann verhindert werden, dass 
eine Seenlandschaft entsteht und 
Bauwerke und Infrastruktur teil-
weise im Wasser stehen. Seit 1955 
hat sich der Boden bei Elsdorf bei-
spielsweise bereits um 4,6 Meter 
abgesenkt. Dies ist nur ein Zwi-
schenstadium. Der Boden wird sich 
im Rheinischen Revier vermutlich 
bis zu sieben Meter absenken. 
Auch im Kreis Düren sind Boden-
absenkungen in unterschiedli-
chem Maße bisher aufgetreten.

Der Gutachter rät zudem von 
einer Stadtentwicklung mit Be-
bauung der Kippenflächen und 
der angrenzenden Randbereiche 
ab. Denn die Abraum-Massen 
der Tagebaue wurden zu großen 
Teilen als Füllung für die ausge-
kohlten Bereiche genutzt. Diese 
sogenannten Innenkippen werden 
voraussichtlich auf den Grund-
wasseranstieg reagieren, so dass 
Senkungen von bis zu acht Metern 
erreicht werden können. 

Gudrun Zentis zum Krupp 
Gutachten der  

Grünen Landtagsfraktion

Der Braunkohletagebau beein-
flusst auch die Qualität des Grund-
wassers. Im Abraum enthaltenes 
Eisensulfid (Pyrit) wird durch den 
Luftkontakt oxidiert. Bei erneu-

tem Kontakt mit dem Grundwasser 
entstehen saure, eisenhaltige und 
sulfatreiche Grubenwässer mit der 
Qualität einer rostigen braunen 
Brühe. Die Sulfatkonzentrationen 
werden vielerorts Werte oberhalb 
des Sulfat-Grenzwertes der Trink-
wasserverordnung erreichen. In 
einigen Brunnen ist dies bereits 
heute zu beobachten. Brunnen in 
Aldenhoven und östlich der So-
phienhöhe zeigen jetzt schon ent-
sprechende Werte auf. „Wir leben 
in einem Land, wo wir ausreichen-
de Grundwasservorräte haben und 
versauen unser Grundwasser durch 
den Tagebau“ schlussfolgert Krupp. 
„Wir bekommen ein Problem mit 
der Grundwasserversorgung gegen 
Ende des Bergbaus.“

Auch zu den geplanten Restseen 
sind noch viele Fragen offen. Zum 
Beispiel, ob die vorgesehenen Pe-
gelstände überhaupt erreichbar 
sind. Der nur 180 Meter tiefe In-
de-See soll zudem etwa zwei Jahr-
zehnte vor dem über 400 Meter tie-
fen Hambach-See befüllt werden. 
Wer trägt die Kosten für diese dann 
auf ewig notwendige Wasserzufüh-
rung? Deswegen bedarf es einer 
unabhängigen und transparenten 
Untersuchung der Ewigkeitslasten 
der Braunkohle, so, wie sie in der 
Steinkohle stattgefunden hat, um 
sicherzustellen, dass die Kosten 
und Schäden der Zukunft auch vom 
Verursacher getragen werden und 
nicht den nachfolgenden Genera-
tionen für immer und ewig aufge-
halst werden. Dazu bedarf es auch 
einer Änderung des Bundes-Berg-
rechts.

Die Grüne Landtagsfraktion wird 
sich weiterhin für die Belange der 
Bevölkerung neben der Klärung der 
offenen Fragen für einen Dialog 
auf Augenhöhe zwischen dem Ber-
gbautreibenden und den Betroffe-
nen einsetzen.

GZ

Fazit:
Erst nach Beendigung der 
Kohlegewinnung treten 
die Folgeschäden auf oder 
werden in ihrem vollen 
Ausmaß wirksam.
	
Details der den Genehmi-
gungen und Annahmen 
zugrunde liegenden Mes-
sungen und Rechenmodelle 
sind nicht öffentlich und 
damit nicht kritisch und 
unabhängig überprüfbar.
	
Die Genehmigungsstellen 
sind auf Angaben und Re-
chenmodelle des Bergbau-
treibenden angewiesen, 
ohne diese durch eigene 
Berechnungen prüfen zu 
können.
	
Risiken können zu wenig 
geprüft und somit mögliche 
Folgekosten auf die Bürger- 
innen und Bürger und die 
öffentliche Hand verlagert 
werden.
	
Der Bergbautreibende 
kann sich so durch eigene 
Begutachtungen vom Risiko 
der Ewigkeitslasten und 
langfristigen Bergschäden 
freistellen.

1)

2)

3)

4)

5)

Zur Person:

Gudrun Zentis ist seit Mai 
2012 Grüne Abgeordnete im 
Landtag NRW. In der Land-
tagsfraktion ist sie Spreche-
rin für Weiterbildung und für 
Bergbausicherheit. Außerdem 
ist sie Mitglied im Hauptaus-
schuss sowie im Parlamenta-
rischen Untersuchungsaus-
schuss WestLB.

Als Nideggenerin ist sie die 
lokale Ansprechpartnerin im 
Kreis Düren, Euskirchen und 
Teilen des Rhein-Erft-Kreises. 

Sie ist zu erreichen unter:
(02 11) 8 84 - 20 24 oder 
gudrun.zentis@landtag.nrw.de

Weitere Informationen unter: 
www.gudrun-zentis.de

Foto: Marcel Kanehl Photographie
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Friedensplan für den Hambacher Forst 
im Rheinischen Braunkohlerevier
Ziel des Papiers ist es, 
die teils gewalttätigen 
Auseinandersetzungen 
 zu beenden und in 
konstruktive Gespräche 
einzutreten. 

Auf Initiative der Grünen Kreis-
tagsfraktion in Düren und unter 
Federführung ihres Sprechers 
Bruno Voss haben sich verschie-
dene lokale und überregionale 
Initiativen und Organisationen 
zusammengefunden, um ihre Vo-
raussetzungen für Sondierungs-

gespräche für einen Friedensplan  
für den Hambacher Forst im Rhei-
nischen Braunkohlenrevier zu for-
mulieren. Zu den Unterzeichnern 
gehören neben lokalen Tagebau-
gegnern und Grünen Politikern 
auch Vertreter verschiedener kirch-
licher Organisationen, Umweltver-
bänden sowie Vertreter der Grünen 
aus Bund und Land. Ziel des Papiers 
ist es, die teils gewalttätigen Ausei-
nandersetzungen zu beenden und 
in konstruktive Gespräche einzu-
treten. Das Positionspapier wird 
nachfolgend im Wortlaut wieder-
gegeben.

Als Konsequenz aus den Klimaschutzverhandlungen in Paris und um die Klimaziele der Bundesregierung 
und der Landesregierung NRW zu erreichen, bedarf es einer drastischen Reduzierung des CO2-Ausstoßes. 
Aus diesem Grund ist die Braunkohleverstromung und die damit verbundene Weiterführung des Tagebaus 
Hambach nicht mehr zu vertreten. 

Außerdem hat der Erhalt des verbliebenen Rests des ökologisch sehr wertvollen Hambacher Forstes einen 
hohen Stellenwert in der Bevölkerung, was unter anderem die vielen Besuche der Waldführungen zeigen. 
Auch aus diesem Grund darf der Tagebau nicht über die derzeitigen Abbaugrenzen hinaus erweitert werden.

Das Fällen von ca. 25 Bäumen im Hambacher Forst am 29. Februar 2016, dem letzten Tag der Rodungs-
saison, durch den RWE Konzern sowie der Einsatz am 14.03.2016, der den einzigartigen und schützens-
werten Wald schwer geschädigt hat, stellt aus unserer Sicht eine unnötige Provokation dar und hat die 
Bemühungen um den angestrebten Friedensplan konterkariert und gefährdet. Dennoch erklären wir unsere 
Bereitschaft zu Sondierungsgesprächen bezüglich eines Friedensplans für den Hambacher Forst, da wir die 
Reste des Hambacher Forstes erhalten und Menschen schützen möchten. 

Um überhaupt mit Gesprächen beginnen zu können, müssen aus unserer Sicht folgende Grundvorausset-
zungen erfüllt sein:

1. �Es wird ein mindestens einjähriges Moratorium für alle Baumfällarbeiten im Hambacher Forst vereinbart. 
Der Tagebaubetreiber stellt darüber hinaus alle Arbeiten und Eingriffe südwestlich der alten Autobahn-
trasse zum Schutze der verbliebenen Reste des Hambacher Forstes ein. Die A 4 alt wird zur roten Linie. 

2. �Der Tagebaubetreiber erklärt seine grundsätzliche Bereitschaft, an den Abbauplänen und -grenzen nach 
Hambach Teilplan 12/1 etwas zu ändern.

Damit Sondierungsgespräche in einer vertrauensvollen Atmosphäre zielorientiert geführt werden können, 
ist weiterhin erforderlich

• �dass der RWE Konzern positiv auf seine Mitarbeiter einwirkt, damit Hetze und Drohungen gegenüber dem 
Braunkohlenwiderstand vor allem in sozialen Medien, aber auch in der Presse nicht mehr stattfinden. 

• �dass die ständige Überwachung des Camps und des Waldes durch Polizei und Staatsschutz ausgesetzt 
wird. Sie ist kontraproduktiv. Das so erzeugte Misstrauen trägt nicht zur Schaffung einer vertrauensvollen 
Gesprächsgrundlage bei! 

• �dass RWE den Beginn des Strukturwandels nicht länger hinauszögert und mit konkreten Maßnahmen zu 
dessen Umsetzung im Rheinischen Revier Verantwortung übernimmt. 

Darüber hinaus appellieren wir an die zuständigen Verantwortlichen für die Öffentlichkeitsarbeit u.a. bei der 
Landesregierung, Polizeibehörden, Kommunen und in der Politik, in Zukunft eine ausgewogene Interessen-
vertretung mit mehr Augenmaß anzustreben. Insbesondere fordern wir die Pressestelle der Polizei dazu auf, 
in Zukunft mehr Sorgfalt bei der Formulierung von Pressemitteilungen an den Tag zu legen. Für Braunkohle-
gegnerInnen und WaldschützerInnen gilt, wie für alle Menschen, die Unschuldsvermutung. Wir wollen nicht, 
dass bei den Auseinandersetzungen Menschen gefährdet werden.

Unter den genannten Voraussetzungen sind wir bereit, in konstruktive Gespräche mit dem Vorstand von 
RWE Power einzusteigen.

der erkstallW
thomas jumpertz
alte dorfstrasse 160_52428 jülich-broich
tel: 015776463097_www.der erkstall.deW
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Die Protestbewegung 
kennt  ihn: Wam Kat 
(*1956): Niederländer, 
Koch, Polit-Aktivist  
und Autor mehrerer 
Bücher. 
Europa . Sein erstes Tagebuch aus 
dem Krisengebiet Jugoslawien ver-
öffentlichte er im Internet. Es gilt 
als eines der ersten Blogs über-
haupt. Später wurde ein Buch dar-
aus. 

Angefangen hatte alles mit dem 
niederländischen Kochkollektiv 
„Rampenplan“. Dort griff er die Idee 
der traditionellen Volksküche auf, 
um Demonstranten bei großen Pro-
testbewegungen in den 1970er und 
1980er Jahre zu versorgen. Ram-
penplan steht für Aktionsgruppe 

Mit dem Kochlöffel 
die Welt verbessern – 
oder was hat Küche 
mit Politik zu tun?

Klimakiller Braunkohle

gegen von Menschen gemachte Ka-
tastrophen: Kernkraftwerke, Atom-
waffen, Militäranlagen, Chemiefab-
riken und Arbeitslosigkeit. „Wir sind 
der Rampenplan, wir sorgen dafür, 
dass nichts schief gehen kann!“, 
sagt damals sein Kumpel Nigel mit 
schönem britischem Akzent. Wam 
hatte ihn bei einer Anti-Atom-De-
mo kennengelernt. Nigel verteilte 
dort Flugblätter. Ans Kochen hat 
Wam danach noch nicht gedacht. 
Bei einem Vorbereitungstreffen für 
eine Blockade einer atomaren Wie-
deraufbereitungsanlage in Utrecht, 
Holland, fragte er in die Runde: 
„Hat sich jemand Gedanken über 
das Essen gemacht?“ Außer einer 
Wurstbude war für die erwarteten 
5.000 Demonstranten noch nichts 
organisiert. Mit einem Ausdruck 
überraschter Belustigung schaute 
die Runde Wam an – so wie man 
einen Verrückten anschaut. 

Politisch konsequent sein – 
fängt beim Kochen an 

Die traditionelle Volksküche oder 
VolXküche, auf der Rampenplan 
basiert, geht auf die Hausbeset-
zer-Szene der 1980er Jahre zurück. 
Sie verbindet Kochen und Essen 
mit sozialen Aspekten. Sie ent-
stand als Reaktion auf den stetig 
angeheizten Konsum der großen 
Lebensmittelkonzerne – und die 
Politik der Überproduktion. Das 
sind die Gründe, warum sie des öf-
teren keine Lebensmittel kaufen, 
sondern Nahrungsmittel verwerten, 
die Supermärkte wegwerfen. Poli-
tisch konsequent sein, darum geht 
es ihnen. Es kämpft sich mit einem 
Hamburger in der Hand nun mal 
schlecht gegen die Zerstörung des 
Regenwaldes. Gekocht wird oft veg-
an oder vegetarisch.

Weltverbesserung mit  
Rezepten aus der Szene

Wam hat im Laufe von drei Jahr-
zehnten viel gekocht und so sind 
viele Rezepte entstanden. In ganz 
Europa bei Demonstrationen, Kon-
gressen und Camps hat er mit 
seiner Crew Menschen mit vega-
nem und vegetarischem Essen 
versorgt. Von seiner wilden Zeit in 
der Hausbesetzerszene über die 
Anti-AKW-Bewegung bis hin zum 
G8-Gipfel in Heiligendamm erzählt 
das Buch Geschichten. Dazu gibt es 
die passenden Rezepte: mit Wild-
kräutern, Sojasprossen, Pastina-
ken – ohne Glutamat und Co. zum 
Nachkochen. Aktivisten kennen das 
ein oder andere Gericht von Protes-
taktionen.

MB

Region . Nicht weit von Jülich ste-
hen die Kraftwerke Weisweiler, Nie-
deraußem und Neurath. Sie sind 
älter als 30 Jahre und zählen zu 
den Kraftwerken mit den höchsten 
Kohlendioxid-Emissionen in Euro-
pa. Viele dieser alten Kraftwerks-
blöcke von RWE haben nur eine 
Effizienz von etwa 30 Prozent. Im 
Osten Deutschlands – in der Lau-
sitz – emittiert das Kraftwerk Jäns-
chwalde mehr Kohlendioxid als 26 
afrikanische Länder zusammen. 

Braunkohle  
ist die klimaschädlichste  

Energiequelle

Die fünf Kraftwerke im rheinischen 
Braunkohlenrevier verbrennen im 
Jahr circa 100 Millionen Tonnen 
Braunkohle. Dabei entstehen 100 
Millionen Tonnen CO2. In den zwölf 
aktiven deutschen Braunkohleta-

gebauen werden 20 Prozent der 
weltweit geförderten Braunkohle 
abgebaut. Obwohl die Energie die-
ser Braunkohle wegen der erneu-
erbaren Energien aus Sonne, Wind 
und Biomasse nicht mehr benötigt 
wird, ist ein Ausstieg aus der Kohle 
noch lange nicht in Sicht. Im Gegen-
teil: Der Stromkonzern RWE propa-
giert, mit neuer Kraftwerkstechnik 
die Effizienz zu erhöhen. In Hoch-
glanz-Magazinen von RWE ist al-
les schöner Schein: mit Abwärme 
werden Treibhäuser beheizt, um 
Spargel und Tomaten zu züchten. 
Wer denkt da noch an die zerstörte 
Landschaft? Der Tagebau Hambach 
war einmal ein wunderschönes, al-
tes, ganz seltenes, zusammenhän-
gendes Buchen- und Eichen-Wald-
gebiet, das 65 Quadratkilometer 
umfasste. Jetzt sind nur noch etwa 
10 Quadratkilometer übrig. Von den 
verloren gegangenen fruchtbaren 
Lößböden ganz zu schweigen.

Braunkohlekraftwerke sind 
wahre Dreckschleudern 

Neben dem klimaschädlichen 
Kohlendioxid blasen die Kraft-
werke auch große Mengen an ge-
sundheitsschädlichem Ruß und 
Feinstaub, Schwefeldioxid und 
Stickoxid sowie die Schwermetalle 
Quecksilber, Blei, Arsen und Cad-
mium in die Luft. Über die Atem-
wege gelangen die sehr kleinen 
Feinstaubpartikel in die Lunge 
und in den Blutkreislauf. Sie erhö-
hen das Risiko für Atemwegs- und 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen wie 
Asthma, chronische Bronchitis und 
Lungenkrebs. 600.000 verlorene 
Arbeitstage und 2600 vorzeitige 
Todesfälle – pro Jahr – sind nach 
einer Studie auf die Emissionen 
aus Kohlekraftwerken zurückzufüh-
ren. Das hochgiftige Schwermetall 
Quecksilber kann die geistige Ent-
wicklung von Kindern stören - und 
bereits im Mutterleib irreversible 
Schäden an Organen verursachen. 
Allein das von RWE betriebene 

Kraftwerk in Neurath stieß im Jahr 
2013 etwa 667 Kilogramm Queck-
silber in die Atmosphäre. Und was 
viele nicht wissen: Auch radioak-
tiver Feinstaub wird in die Atmo-
sphäre abgegeben. Dieser entsteht 
beim Abbau der Braunkohle, denn 
im Erdreich gibt es immer ein na-
türliches Vorkommen von Uran. 
Allein aus dem Tagebau Hambach 
werden pro Jahr 88 Tonnen Uran an 
Luft und Wasser abgegeben.

Auch ohne Strom aus  
Braunkohle verdunkelt sich 

nichts in Deutschland 

Ein Ausstieg aus der Braunkohle-
stromerzeugung ist sofort möglich. 
Von 1990 bis 2015 stieg der Anteil 
an erneuerbaren Energien von 3 
Prozent auf 30 Prozent. Der Braun-
kohlestrom wird inzwischen fast 
ausschließlich für den Export in 
unsere Nachbarländer produziert 
und nichts hat sich verdunkelt in 
Deutschland.   

MB

Wam Kat:
24 Rezepte zur 
kulinarischen 
Weltverbesserung
ISBN 978-3-936086-36-2
Verlag: Orange Press
www.orange-press.com

Foto:  
photodune 
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Über 70 Nistkästen  
an der vermutlich  
längsten Kastanienallee 
Deutschlands.

Jülich . „Gerade mal drei Stunden 
hat´s gedauert, da waren die ersten 
Kästen bewohnt,“ so Daniel Moser 
von der Bürgerinitiative Kastanien-
allee Rurdamm. 

Am Samstag, den 20. Februar 
2015, befestigten er und seine Mit-
streiter von der BI sowie zahlreiche 
Freiwillige über 70 Nistkästen an 
der vermutlich längsten Kastanien-
allee Deutschlands. Ungefähr alle 
30 Meter hängt nun ein Nistkasten 
für Meisen, in kürzeren Abständen 
auch einige für Höhlenbrüter. Die 
BUND-Kreisgruppe Düren unter-
stützte diese Aktion. Der Vorsitzen-
de Walter Jordans stellte hierfür 20 
Bausätze des BUND-Nistkastens 
zur Verfügung, die von Kindern und 
Jugendliche der Realschule Jülich, 
des Roncalli-Jugendtreffs sowie 
des integrativen Kindergarten St. 
Rochus zusammengebaut und da-
raus richtige Kunstwerke geschaf-
fen haben. „Ich war tags darauf wie 
jeden Sonntag walken und habe 
an 4 Kästen beobachtet, dass die 
Meisen wohl auf der Suche nach ei-
ner schönen Wohnung sind. Ich bin 
auch  total begeistert. Die Nistkäs-
ten sind ein echter Hingucker,“ so 
Gabi Frinken von der BI.

Nistkästen gegen 
Miniermotten

Die Kastanien an der Rur sind 
von der Miniermotte, auch Balkan-
miniermotte genannt, befallen. Die 
Raupen und Puppen der Minier-
motte haften ausschließlich am 
Laub der weißblühenden gewöhn-
lichen Rosskastanie. Die schnelle 
Vermehrung der Miniermotte ließ 
sich bislang dadurch erklären, dass 
die Miniermotte in Mitteleuropa 
nur wenige natürliche Feinde hat 
oder mögliche Fressfeinde die Mi-
niermotte noch nicht als Nahrungs-
angebot angenommen haben.   In 
stadtnahen Gebieten stehen Vö-
geln immer weniger Insekten als 
Nahrungsquelle zur Verfügung. 
Heute weiß man, dass zum Beispiel 
Meisen auch gerne Miniermotten 

 ‚
ne Brücke 
steht im  
Felde...

Bis heute führen weder 
von der einen noch  
von der anderen Seite  
Straßen zu ihr hin.

Jülich . „...´ne Brücle steht im Felde, 
ganz still und stumm. Sag was steht 
die Brücke fein, hier im Feld so  
ganz allein ...“

Diese Straßenbrücke mit einer 
Breite von zwei Fahrspuren wur-
de vom Wasserverband Eifel-Rur 
(WVER) 2013/14 im Zuge der Sa-
nierung des Kauthausen-Jülicher 
Mühlenteichs errichtet. Sie über-
brückt den Mühlenteich südlich der 
Zuckerfabrik. Bis heute führen je-
doch weder von der einen noch von 
der anderen Seite Straßen zu ihr 
hin. Auch ist der Zugang zur Brücke 
immer noch durch provisorische 
Bauzäune abgesperrt. 

Was mit dieser Brücke  
erschlossen werden soll,  

erschließt sich dem  
unbedarften Betrachter nicht. 

Besonders, weil in etwa einhundert 
Metern Entfernung bereits eine 
Brücke der Landesstraße 253 den 
Mühlenteich überspannt. Auf Nach-
frage teilte der WVER mit, dass er 
die Brücke im Auftrag der Zuckerfa-
brik errichtet habe. Eine Stellung-
nahme der Zuckerfabrik zum Zweck 
der Brücke lag bis Redaktions-
schluss noch nicht vor.

LB

fressen. „Mit den Meisen-Nistkästen 
möchten wir die natürlichen Feinde 
der Miniermotte an den Rurdamm 
locken und damit zur Gesundung 
der Kastanien beitragen. Auch in 
diesem Jahr, am Samstag nach Al-
lerheiligen, werden wir wieder 
eine Laubsammelaktion durchfüh-
ren, bei der viele Helfer willkom-
men sind. Außerdem haben wir im 
nächsten Frühjahr den Ornitholo-
gen Oliver Krischer MdB für eine 
Vogelstimmenexkursion angefragt 
und hoffen, dass auch viele Nist-
kastenerbauer an der Aktion teil-
nehmen und die Vogelwelt kennen-
lernen,“ so Emily Willkomm-Laufs, 
ebenfalls Mitglied in der BI.

EL

Foto: BI Kastanienallee Rurdamm

Foto: B90DG

Foto: BI Kastanienallee Rurdamm
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Können sie nicht,  
wollen sie nicht oder 
wollen sie nicht, weil 
sie nicht können? 

Jülich . Seit Jahren fordern die Jüli-
cher Grünen die Einrichtung einer 
Stabsstelle, die sich ausschließlich 
um die Nutzung von Fördergeldern 
für Jülich kümmert. Deren drin-
gende Notwendigkeit hat sich in 
diesem Frühjahr erneut deutlich 
gezeigt. Die Landesregierung NRW 
hatte kurzfristig über 70 Millionen 
Euro Städtebaufördermittel zur Ver-
fügung gestellt. Nachdem unsere 

Verwaltung auf Nachfrage zuge-
ben musste, erst durch eine 

Pressemitteilung (!) von 
diesen Mitteln erfah-
ren zu haben, kam sie 
in erhebliche Termin-
schwierigkeiten und 
versuchte, sich mit 
der Begründung feh-
lender Projekte aus 
der Affäre zu ziehen, 
um den Aufwand ei-
ner Antragstellung 
zu vermeiden. Erst 

Stabsstelle Fördergelder
auf Druck der Grünen sah sich die 
Verwaltung genötigt, den Kontakt 
mit der Bezirksregierung herzu-
stellen. Schließlich präsentierte sie 
den Bau einer ja dringend erforder-
lichen Kindertagesstätte als mögli-
ches Projekt.

Wenige Tage vor Ende der An-
tragsfrist hat sich unsere Verwal-
tung dann schlicht über einen 
einstimmigen Beschluss des Rates 
hinweggesetzt und mit der Be-
gründung eines fehlenden Bebau-
ungsplanes die Förderung nicht 
beantragt. Die von den Grünen 
vorgeschlagenen Förderprojekte 
wie die Sanierung der Stadthalle 
oder des Kulturhauses am Hexen-
turm sah die Verwaltung als nicht 
förderfähig an. Linnich hat jetzt das 
Gegenteil bewiesen und bekommt 
eine neue Stadthalle genau aus 
diesen Fördermitteln finanziert.

Da muss man sich die Frage stel-
len: Können sie nicht, wollen sie 
nicht oder wollen sie nicht, weil sie 
nicht können? In jedem Fall ist zu 
befürchten, dass der hoch verschul-
deten Stadt Jülich möglicherweise 
in weiteren Fällen, die gar nicht 
erst bekannt werden, erhebliche 

So landete der große 
Wurf dann auf den 
eigenen Füßen. 

Jülich . Es sollte der ganz große 
Wurf werden: Ein Dienstleistungs-
zentrum, ein Nahversorger, weitere 
kleine Ladenlokale, kurzum die gro-
ße Innenstadtbelebung. Dies sollte 
die Entwicklung des Quartiers rund 
um das Alte Rathaus nach den Vor-
stellungen der Stadtverwaltung 
bringen. Leider hatte man vergessen 
mit allen Immobilieneigentümern 
zu reden. Und so landete der große 
Wurf dann auf den eigenen Füßen. 
Na, dann sollte es der Kreis Düren 
eben richten. Mit einem städtebau-
lichen Vertrag sollte er im Rahmen 
des Projektes „kleines Kreishaus“ 
zur Entwicklung des Quartiers ver-
pflichtet werden. Dies jedoch ohne 

vorherige Absprache. So blieb der 
Vertrag dann auch eine Absichtser-
klärung, die niemanden wirklich zu 
etwas verpflichtet. Na, dann sollte 
aber wenigstens die Anbindung des 
neuen Dienstleistungszentrums 
an den Marktplatz gewährleistet 
sein. Mit einem Durchgang vom 
Marktplatz. Nur leider hatte man 
da vergessen den Denkmalschutz 
zu fragen, der dann auch sofort sein 
Veto einlegte. Blieb am Ende das 
„kleine Kreishaus“. Eigentlich sollte 
der Verkauf des Alten Rathauses an 
den Kreis schon längst erfolgt sein. 
Leider hatte die Stadtverwaltung 
möglicherweise vergessen, sich das 
Grundbuch und die bestehenden 
Mietverträge genau anzuschauen. 
Dort sind wohl noch einige Fallstri-
cke zu beseitigen, bevor der Kreis 
bereit ist, den Kauf zu vollziehen.

Ein ähnliches Desaster und da-

Finanzmittel verloren gehen. Da-
bei ist es unerheblich, ob die Aus-
sichten auf Fördermittel groß oder 
klein sind. Ohne Antrag sind sie auf 
jeden Fall gleich null.

Zu den Aufgaben einer Stabs-
stelle für Fördermittel gehört es 
natürlich nicht nur, nach Förder-
geldern bei Bund, Land oder EU für 
existierende Projekte zu suchen, 
sondern auch städtische Projekte, 
soweit möglich, an bestehende För-
derbedingungen anzupassen. Dazu 
gehört ein breiter Überblick über 
alle städtischen Handlungsfelder. 
Es handelt sich also um eine ech-
te Querschnittsaufgabe, die schwer 
einem einzelnen Dezernat zugeord-
net werden kann. Jedes Dezernat 
sollte daher mit einem Anteil zu 
dieser Stelle beitragen.

Wir können es uns auf jeden Fall 
nicht länger leisten, die Nutzung 
von Fördergeldern einfach zu ver-
schlafen. Zumindest der Jülicher 
Klimamanager scheint das verstan-
den zu haben, denn er präsentier-
te dem überraschten Stadtrat eine 
Fördermöglichkeit zum Ausbau der 
Fahrradinfrastruktur.

LB

mit die ganz große Lachnummer 
drohte für den Kindergartenstand-
ort am Ginsterweg. Nachdem mit 
dem Kreis Düren bereits konkrete 
Planungen für einen Kindergarten 
auf dem alten Fachhochschulge-
lände bestanden und ein Provisori-
um an dieser Stelle bereits errich-
tet ist, hatte der Stadtrat sich gegen 
den Standort entschieden. Bei dem 
Standortstreit, der sich nun schon 
seit einem Jahr hinzieht, verlaufen 
die Fronten quer durch die SPD- 
und CDU- Fraktion. Die Verwaltung 
hielt jedoch stur an den eigenen 
Planungen fest, anstatt sich vorher 
mit den Politikern ins Benehmen 
zu setzen. Dass sie sich womög-
lich am Ende mit dem Ginsterweg 
durchsetzen wird, hat sie nur der 
Kompromissbereitschaft des Land-
rates zu verdanken. Mit seiner Be-
reitschaft, beim Grundstückspreis 

nachzulegen, falls ein anderer 
Käufer mehr bietet, scheint er die 
Jülicher GroKo umgestimmt zu ha-
ben. Bei vorrausichtlich 80 Kindern 
ohne Betreuungsplatz bleibt zu hof-
fen, dass der Kreis auch in Zukunft 
nicht die Geduld mit den Jülichern 
verliert. Um die noch anstehenden 
Großprojekte in Jülich kann einem 
jedoch angst und bange werden. 
Was wird aus der Umsetzung des 
Einzelhandelskonzeptes mit seinen 
Konsequenzen für den Walramplatz 
und für das Heckfeld? Was wird 
aus dem geplanten Gewerbege-
biet Merscher Höhe? Hoffentlich 
hat man nicht mal wieder zu lange 
gewartet, die Falschen gefragt oder 
eben überhaupt gar keinen gefragt.

LB

Wird Jülich zur 
Lachnummer?

Fotos/Grafik: B90DG/LM+

Foto: B90D
G
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Jülich ist eigentlich 
eine ideale Stadt zum 
Radfahren. 

Jülich . Der Frühling ist da und damit 
kann man endlich wieder ohne zu 
frieren das Fahrrad für Freizeitakti-
vitäten und für die täglichen Kurz-
strecken nutzen. Um das Radfahren 
in Jülich noch populärer zu machen, 
sollte sich Jülich auf Antrag der 
Grünen an der Aktion „Stadtradeln“ 
des „Klimabündnisses“ beteiligen. 
Dabei wird wie in derzeit bereits 
300 Kommunen ein dreiwöchiger 
Zeitraum  zwischen dem 1. Mai und 
dem 30. September festgelegt, in 
dem die zurückgelegten Fahrradki-
lometer aller registrierten Teilneh-
menden gezählt werden. Die Poli-
tiker sollten natürlich mit gutem 
Beispiel voran gehen. Gewinner ist 
natürlich in erster Linie das Klima, 
aber es werden auch Preise an die 
Mitfahrenden vergeben.

Jülich könnte eigentlich eine 
ideale Stadt zum Radfahren sein. 
Das Gelände ist überwiegend eben 
und die Entfernungen innerhalb 
der Kernstadt sowie zu den meisten 
Ortsteilen sind so kurz, dass sie in 

Stadt-/Kreisradeln
der Regel mit dem Fahrrad zu be-
wältigen sind. Die täglichen Kurz-
strecken zu Einkauf oder Arbeit 
sind ideale Einsatzmöglichkeiten 
für das Fahrrad. Nach Bürger-
befragungen im Rahmen des 
neuen Nahverkehrsplanes 
ist der Anteil der Radfah-
rer an diesem täglichen 
Nahverkehr in Jülich der 
höchsten im ganzen Kreis 
Düren! Daraus könnte 
man schließen, dass Jülich 
eine ideale Stadt für Radfah-
rer ist. Dem ist aber nicht so. 
Manche Ortsteile sind überhaupt 
nicht oder nur auf erheblichen Um-
wegen über einen Radweg zu er-
reichen. Der Zustand der Radwege 
ist in vielen Fällen inakzeptabel, 
sicherlich auch bedingt durch die 
schlechte Haushaltslage der Stadt. 
Die Situation in der Jülicher Innen-
stadt ist für Radfahrer katastrophal. 
Radwege, falls überhaupt vorhan-
den, führen in Schlangenlinien vom 
Fußweg auf die Straße und zurück. 
Das ist besonders von den Autofah-
rern oft kaum zu überblicken und 
bildet eine erhebliche Unfallgefahr. 
Zudem sind die vielfach zu schma-
len Radwege oft zusätzlich durch 

Auslagen des 
Einzelhandels 

oder parkende 
Autos versperrt. Dabei 

könnte gerade in der Innenstadt das 
Fahrrad seine Stärken voll ausspie-
len. Kaum langsamer als der Pkw 
benötigt es kaum Parkraum und 
man ist am Ende deutlich schneller 
unterwegs als mit dem Auto.

Der Grüne Antrag fand zwar 
bei den Ratsfraktionen grundsätz-
lich Zustimmung, jedoch scheute 
sich die Mehrheit zunächst, der 
Verwaltung die organisatorische 
Mehrarbeit aufzubürden. Nachdem 
jedoch der Jülicher Klimamanager 
die Möglichkeit einer 90-prozen-
tigen Förderung für ein konkretes 

Radwegeprojekt aufzeigte und das 
„Stadtradeln“ in diesem Zusam-
menhang als Werbemaßnahme 
vorschlug, konnten sich die Rats-
mitglieder dann doch einstimmig 
auf eine Beteiligung im Jahr 2017 
einigen.

Auf einen Faktor, der den Spaß 
am Radfahren oft erheblich trüben 
kann, haben Politik und Verwal-
tung jedoch leider keinen Einfluss: 
Auf das Wetter. Daher wünschen 
die Grünen allen Fahrradbegeis-
terten einen möglichst sonnigen 
Frühling und andernfalls zumin-
dest die richtige Kleidung.

SbS

Windkraft für Jülich –
wir planen, finanzieren 
und betreiben Windparks. 
Seit über 25 Jahren.

Wir sind für Sie vor Ort,
rufen Sie uns an:
Telefon 0241 70 19 26-0
Ritterstr. 12a, 52072 Aachen

www.energiekontor.de
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SEIT 1996

KINO*
KLEINKUNST
THEATER
PARTY
KONZERTE
KABARETT
COMEDY
LESUNGEN
BRAUCHTUM
WORKSHOPS
JUNG & ALT

TREFFPUNKT:
 KULTUR

KULTURBAHNHOF
JÜLICH

WWW.KUBA-JUELICH.DE

Diese Termine sollte sich schon 
einmal jeder fest vormerken:

Samstag, 29.10.2016
20 JAHRE KUBA

Samstag, 18.06.2016  ab 15 Uhr
KUBA Sommerfest
Live Musik, EM Public Viewing, Grillstand, 
Cafeteria, Getränkewagen, Cocktails, und 
vieles mehr…
 

*

Aktuell liegen mehr  
als 100 Millionen  
ungenutzte Handys in 
deutschen Haushalten

Jülich . Der Bund für Umwelt und 
Naturschutz Deutschland (BUND) 
Kreisgruppe Düren sammelt jetzt 
gebrauchte Mobiltelefone auch 
im Bioladen/Reformhaus   in der 
Jülicher Marktstr. 9  und lässt die-
se anschließend umweltgerecht 
recyceln. Dadurch sollen die in den 
Handys enthaltenen Rohstoffe wie-
dergewonnen werden.

Aktuell liegen mehr als 100 
Millionen ungenutzte Handys in 
deutschen Haushalten, so eine re-
präsentative Studie des Branchen-
verbandes Bitkom. „Jedes einzelne 
Gerät enthält wertvolle Rohstoffe 
wie Gold, Silber und Kupfer, die 
heutzutage problemlos recycelt 
werden können“, sagt BUND-Spre-
cher Walter Jordans. „Wiederauf-
bereitete Rohstoffe müssen nicht 

Handy sammeln 
für die Umwelt

mehr unter umweltschädigenden 
Bedingungen abgebaut werden. 
Dadurch werden Natur und Mensch 
geschützt. Ein weiteres Ziel sei, 
dem illegalen Elektroschrott-Ex-
port entgegenzuwirken und damit 
die gesundheitsschädigende Pra-
xis des Abfackelns auf illegalen 
Deponien in Afrika zu unterbinden, 
bei dem vor allem Kinder und Ju-
gendliche zu Schaden kommen,“-
so BUND-Vorstandsmitglied Emily 
Willkomm-Laufs  ergänzend.
Weitere Standorte und Betreue-
rInnen werden gesucht, „Je dichter 
das Netz der Sammelstellen, des-
to effektiver,“ so  Jordans. Die zu-
rückgenommenen Mobiltelefone 
werden einem zertifizierten und 
mit dem deutschen Rohstoffeffizi-
enzpreis (2013) ausgezeichneten 
Recycling-Betrieb übergeben. 

Dort werden die gesammelten 
Handys umweltschonend recycelt. 
Aktuelle und vol lfunktionsfähige 
Modelle wie Smartphones (ca. 2 %) 
werden nach einer vollständigen 
Datenlöschung innereuropäisch 
wiederverwendet. Dies entspricht 
einem der zentralen Grundsätze 
des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
„Wiederverwendung vor Verwer-
tung”. Mit 50 Prozent der Erlöse 
werden Umweltprojekte des BUND 

unterstützt, während die restlichen 
50 Prozent für die Durchführung 
und Organisation der Rücknahme 
benötigt werden.

Ermöglicht wird die Rücknahme 
durch eine Partnerschaft des BUND 
NRW mit Mobile-Box. Mobile-Box 
ist ein beim Umweltamt ange-
zeigtes Rücknahmesystem für ge-
brauchte Mobiltelefone, das 2012 
von zwei Kölner Studenten gegrün-
det wurde. Das Ziel von Mobile-Box 
ist es, jedem Einzelnen eine beque-
me und vor allem umweltgerechte 
Entsorgung seiner alten Handys 
zu ermöglichen. Dadurch soll die 
Recyclingquote in Deutschland er-
höht und der Rohstoffkreislauf aus-
gedienter Mobiltelefone geschlos-
sen werden.

EL

Politische Koalitionen erfordern Kompromisse. Irgendwann muss diese 
Kompromissbereitschaft aber enden. Nämlich dann, wenn es um die ei-
genen Prinzipien und vor allem, wenn es um die Grundprinzipien unserer 
Gesellschaft geht. Wer diese Prinzipien dem Koalitionsfrieden opfert und 
sein Verhalten hinterher noch schönredet, der verliert seine Glaubwürdig-
keit. Aber die Anziehungskraft der Macht ist bei vielen Politikern nicht zu 
unterschätzen. So sieht es jedenfalls unser Karikaturist.

Karikatur
ANZEIGE

Grafik: LM+

Karikatur: Mais Kolben
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ACHT 
GUTE GRÜNDE 

FÜR GRÜN
1. GRÜN stärken: 

Mit Deiner Mitgliedschaft unterstützt und stärkst 
Du Grüne Politik und hilfst bei der Durchsetzung 
Grüner Ziele. 

2. Für nachhaltige Politik: 
Wir machen Politik, die langfristig angelegt ist und 
die Interessen kommender Generationen berück-
sichtigt. Das gilt für den Umweltschutz genauso 
wie für Bildung, Finanzen und Wirtschaft. 

3. Für glaubwürdige Politik: 
Bei uns wissen die Wählerinnen und Wähler vor 
der Wahl, woran sie nach der Wahl sind. Wir ringen 
streitbar um die beste Lösung und sind offen für 
Kritik. Das ist nicht immer einfach und birgt auch 
das Risiko des Scheiterns, aber es ist der Grüne 
Weg, Politik zu machen. 

4. Für Politik mit Köpfchen: 
Wir haben nicht immer die einfachsten Antworten, 
aber meistens die richtigen. Unsere Ideen waren 
und sind für die deutsche und europäische Politik 
oft wegweisend – und wir haben in Regierungsver-
antwortung gezeigt, dass wir sie auch umsetzen. 

5. Für alle! 

Grüne Politik orientiert sich am Gemeinwohl. Wir 
sind nicht das Sprachrohr einer bestimmten Lobby, 
sondern vertreten die Interessen aller Menschen. 

6. Für den Umweltschutz: 
Seit über 30 Jahren kämpfen wir dafür, dass unse-
re natürliche Lebensgrundlagen erhalten bleiben: 
saubere Luft, reines Wasser, gesunde Lebensmittel, 
erneuerbare Energien, ein stabiles Klima. 

7. Für Freiheit und Gerechtigkeit: 
Wir kämpfen für Freiheits- und Bürgerrechte, auch 
wenn uns der Gegenwind rau ins Gesicht bläst. 
Gleichzeitig glauben wir: Nur eine gerechte Ge-
sellschaft kann die Voraussetzung für ein selbst-
bestimmtes Leben ohne Bevormundung schaffen. 

8. Für Frieden und Menschenrechte: 
Wir stehen dafür, dass die Würde jedes Menschen 
unantastbar ist. Und wir stehen für Gewaltfreiheit 
und zivile Konfliktprävention. Um den richtigen 
Weg dorthin haben wir GRÜNE immer wieder 
hartnäckig gestritten. Keine andere Partei setzt 
sich mit der Frage von Krieg und Frieden so glaub-
würdig und konsequent auseinander und stellt die 
eigene Position immer wieder auf den Prüfstand. 

Adresse der Fraktion im Jülicher Stadtrat: 
Jürgen Laufs, Christinastr. 19, 52428 Jülich, www.gruene-juelich.de

EINMISCHEN STATT ZUGUCKEN! 
WERDEN SIE MITGLIED
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Wetterregel:
Es ist selten ein Sommer ohne  
Hagel und ein Kopf ohne Nagel.

Silbenrätsel
Rätselspaß für Jülicher und Nicht-Jülicher.

a - bar - be - ber - ber - bung - cher - chi - de - des - e - eis - gar - ge - gend -  
gi - her - hoch - in - ju - lan - le - lek - lin - nach - ne - rad - rat - rek - sa - schaft -  
schau - schu - schuss - sen - ten - to - tro - ue - ue

1.	 Das Gästehaus am BKP dient auch als solche
2.	 Der alte Bürgermeister hatte sie, der neue erwirbt sie noch
3.	 Kühler Sommergenuss auf Marktplatz, Marktstraße und Kölnstraße
4.	 Der Ursprung des Brückenkopfparks
5.	 Musste ihre Mündung verlegen lassen
6.	 Größte Gruppe ausländischer FH-Studenten
7.	 Lernort zukünftiger Akademiker
8.	 Der Jülicher Haushalt hat keinen
9.	 Da fühlen wir uns zu Hause
10.	 Pflegt die Fußball-Tradition in Barmen
11.	 Erleichtert das Radeln erheblich
12.	 Chefetage der Hochschule

Die ersten und letzten Buchstaben der Lösungswörter ergeben von oben 
nach unten gelesen das, was wir lieben und bewahren wollen.

Rezepte 
Maibowle mit Waldmeister 
Waldmeister hat nur eine kurze Saison von 
Ende April bis Juni. Vor der Blüte ist Wald-
meister besonders duftintensiv und somit 
am besten für die Zubereitung einer Mai-
bowle geeignet. 
Angewelkt macht er das Getränk besonders 
schmackhaft - das typische Aroma entfaltet 
sich dadurch noch intensiver. 

Zutaten klassische Maibowle:
2 Flaschen trockener Weißwein
1 Flasche halbtrockener Sekt
1 Bund angetrockneter Waldmeister 
(oder Waldmeistersirup)
1 bis 2 Spritzer Zitronensaft
evtl. 1 bis 2 EL Rohrzucker

1. Füllen Sie eine kalte Flasche Wein in ein 
Bowlengefäß, binden das Kraut zusammen 
und hängen es kopfüber hinein, so dass die 
Stängel draußen bleiben. 
2. Je nach gewünschter Geschmacksintensi-
tät lassen Sie den Waldmeister ziehen. Min-
destens aber 20 Minuten. 
3. Füllen Sie die Maibowle mit der zweiten 
Flasche kalten Wein und dem kalten Sekt auf 
und geben noch etwas Zitronensaft sowie 
nach Geschmack etwas Rohrzucker hinzu.
Hinweis: Eine Waldmeisterbowle ohne Al-
kohol erhalten Sie, wenn Sie den Wein und 
Sekt durch Apfelsaft und Mineralwasser (mit 
Sprudel) im Verhältnis 3:2 ersetzen. 

Gewinn:
Unter allen Teilnehmern verlosen wir 5 x 2 Freikarten für das Kino im Kuba. Bitte schicken Sie Ihre Lösung unter Angabe von 
Name und Adresse an gewinn@juelich2030.de Einsende-/Annahmeschluss: 30. Mai 2016. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.

 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 1110 12

13 14 15 16 17 18 19 20 21 2322 24

1.

2.

3.

4.

5.

6.

7.

8.

9.

10.

11.

12.


